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NEIN ZUM ABBAU DER RECHTE DER LOHNABHÄNGIGEN UND MIETERINNEN

Von Paul Rechsteiner, Nationalrat, St. Gallen

Die O G -R evision (Revision des Bundesgesetzes über die Organisation der Bundesrechtspflege) wird 
mit der Entlastung des Bundesgerichts begründet. Gegen eine Entlastung des höchsten Gerichts 
hätten wir grundsätzlich nichts einzuw enden (obwohl auch hier die Proportionen gewahrt werden 
müssen, nachdem  die Rekordeingänge von 1985 seither nie m ehr erreicht worden sind und der 
Pendenzenberg etwas abgebaut werden konnte). Wir haben aber etwas dagegen einzuwenden, wie 
diese Entlastung der R ichter von der bürgerlichen Parlam entsm ehrheit durchgezogen werden soll: 
nämlich zulasten der Lohnabhängigen, zulasten der M ieterinnen und M ieter und zulasten de ’ vlen- 
schen, die sich gegen die Verletzung ihrer verfassungsmässigen Rechte m it der staatsrechtlichen 
Beschwerde zur Wehr setzen wollen.

Bis heute kann ein U rteil in einer A rbeits- oder M ietstreitigkeit beim  Bundesgericht angefochten 
w erden, wenn der Streitw ert Fr. 8’000.— erreicht. In Z ukunft soll dies nur noch der Fall sein, 
wenn es im Prozess um mindestens Fr. 30’000.-- geht. Das bedeutet, dass N orm alverdienerlnnen 
kaum je  m ehr die M öglichkeit erhalten werden, ein unrichtiges U rteil - beispielsweise wegen einer 
ungerechtfertig ten  fristlosen Entlassung - an das Bundesgericht weiterzuziehen. Bei einer K ündi­
gungsfrist von drei M onaten braucht es nämlich einen M onatslohn von Fr. lO’OOO.—, bis ein 
S treitw ert von Fr. 30’000 .-- erreicht wird. Diesen unsozialen Abbau der Rechte können wir nicht 
akzeptieren.

Die ganze Revisionsvorlage ist von einem fragw ürdigen Geist geprägt: Statt die teilweise veralteten 
A rbeitsm ethoden am Bundesgericht zu verbessern, soll - wie in der Botschaft des Bundesrates 
wörtlich form uliert w ird -  die "wachsende Streitlust des Bürgers gegen das Gemeinwesen" be­
käm pft werden, eine letztlich zynische Form ulierung fü r die Sorgen der einfachen A rbeitnehm e- 
rlnnen und M ieterinnen und der M enschen, die sich in ihren verfassungsmässigen Rechten be­
schränkt sehen. G erade der PU K -B erich t hat eindringlich aufgezeigt, wie stark beispielsweise die 
Bundesanwaltschaft und die Politische Polizei in die G rundrechte von M enschen eingegriffen ha­
ben, die nur von ihren dem okratischen Rechten G ebrauch gemacht haben. Auch als Antwort dar­
auf braucht es nicht einen Abbau, sondern einen Ausbau der A nfechtungsrechte beim Bundesge­
richt.

Wir brauchen kein "entlastetes" Bundesgericht, das nur noch fü r die Sorgen und A useinanderset­
zungen der Reichen da ist. A rbeitnehm erinnen und A rbeitnehm ern, M ieterinnen und M ietern nützt 
es wenig, wenn sie nur noch recht haben, aber nicht notfalls wenigstens in Lausanne recht be­
kommen können. Die unsoziale Revisionsvorlage muss deshalb verw orfen werden. Eine Ablehnung 
m acht den Weg frei fü r eine Reorganisation der Bundesrechtspflege, die diesen Namen auch ver­

dient.


